
 
 

Erklärung des Bürgerforums Gräfenberg 
zum geplanten bayerischen Versammlungsgesetz 

 
 
 
Die Einschränkung von Grundrechten ist nach Auffassung des Bürgerforums Gräfenberg kein 
geeignetes Mittel gegen  Rechtsextremismus, Fremdenhass und Intoleranz. Damit tritt das 
Bürgerforum entschieden dem von politischer Seite erweckten Eindruck entgegen, dass der 
Entwurf zu einem neuen bayerischen Versammlungsgesetz den Zielen des bundesweit 
beachteten Widerstands der Gräfenberger Bürger gegen rechtsradikale Aufmärsche in ihrer 
Stadt Rechnung tragen könnte.  
 
Als parteiübergreifender Schulterschluss der demokratischen Basis der Bürgerschaft setzt sich 
das Bürgerforum Gräfenberg für eine offene und friedliche Gesellschaft und für die 
uneingeschränkte Geltung aller Menschen-, Grund- und Bürgerrechte ein. Den exzessiven 
Missbrauch solcher Rechte durch radikale Minderheiten dadurch zu bekämpfen, dass diese 
Rechte für alle Bürger beschnitten und eingeschränkt werden, halten wir für einen falschen 
und gefährlichen Ansatz. 
 
Für unsere Stadt Gräfenberg und für alle anderen Kommunen, die durch ständige 
rechtsextremistische Aufzüge und Versammlungen seit Jahr und Tag terrorisiert werden, 
verlangen wir ein Verbot der NPD als politischer Leitbewegung dieser Umtriebe, so wie es 
demokratische Kräfte in diesem Land seit langem fordern. Und wir erwarten, dass die Politik 
dazu endlich die rechtlichen Voraussetzungen schafft, nachdem ein NPD-Verbot bisher allein 
an der massiven Infiltration dieser Organisation durch Mitarbeiter des Verfassungsschutzes 
gescheitert ist.  
 
Damit wäre auf der Basis der schon jetzt gegebenen Rechtslage dem rechtsextremistischen 
Demonstrationsterror sogleich der Boden entzogen. Und es wäre allen Argumenten, die heute 
als Begründung für eine Einschränkung des Demonstrationsrechts vorgebracht werden, auf 
einfache und effektive Weise Rechnung getragen - ohne die Freiheitsrechte aller 
demokratischen Bürger zu beschädigen.  
 
Für die Stadt Gräfenberg, die mit ihren Aktionen gegen die Neonazi-Aufmärsche über die 
Grenzen unseres Landes hinaus Anerkennung als beispielgebend für Gemeinsinn und 
Zivilcourage findet, würde das geplante neue Versammlungsgesetz vor allem eines bedeuten: 
Auch unser Widerstand gegen Demokratiefeinde könnte künftig verboten werden.   
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